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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ aus Stettin und Knop gen. Buſchmann 
gnädigſt geruht, dem Kommerzienrat Dr. jur. aus Hagen ſind nach beſtandener Prüfung 
Eduard Simon in Berlin den Charakter zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den 
als Geheimer Kommerzienrat und dem Hof⸗ Gewerbeinſpektionen Breslau II, Unna, 
Juwelier Hermann Gartenſchläger in Berlin Berlin O und Saarbrücken als Hilfsarbeiter 
den Charakter als Kommerzienrat zu verleihen. überwieſen worden. 

Der Gewerbeaſſeſſor Wenzel iſt zum 

Die Gewerbereferendare Schumacher aus 15. März d. Is. von Kiel nach Niederbarnim 
Duisburg, Wolf aus Magdeburg, Becker NW. in Berlin verſetzt worden. 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Vorſchriften für die Auſchreibung der im Seeverkehr in den preußiſchen Hafen augekommenen 
und abgegangenen Schiffe. 
81. 

In den preußiſchen Hafenplätzen und Anlegeſtellen iſt über jedes im Seeverkehr 
angekommene oder abgegangene Schiff, unterſchieden nach Segelſchiffen, Seeleichtern (Schlepp⸗ 
ſchiffen) und Dampfſchiffen eine Zählkarte auszufertigen. Von der Anſchreibung aus⸗ 
geſchloſſen find Kriegsſchiffe, Negierungs-, Zoll-, Lotſenfahrzeuge, Luſtjachten und ſonſtige 
nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmte Fahrzeuge ſowie offene Fahrzeuge (ohne 
feſtes Deck) von weniger als 10 Regiſtertons Bruttoraumgehalt. Zu den Anlegeſtellen 
gehören auch diejenigen Orte, vor welchen Schiffe, im Fahrwaſſer ankernd, Paſſagiere ein⸗ 
und ausbooten, bezw. Ladung einnehmen oder Taipei. a k 

Die Anſchreibung der Schiffe (Führung der Schiffseingangs- und Ausgangsregiſter 
ſowie Ausfertigung der Zählkarten) liegt den Hauptzoll- und Hauptitenerämtern, den ihnen 
nachgeordneten Dienſtſtellen und in einzelnen Fällen auch Hafen⸗ und Schleuſenmeiſtern, 
ferner auf Helgoland dem Gemeindevorſteher ob. Die Schiffseingangs⸗ und Schiffsaus⸗ 
gangsregiſter müſſen in ihren Spalten die Fragen der Zählkarten enthalten. 
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SED, 

In den an Flüſſen, Kanälen, Haffen, Föhrden und anderen Binnengewäſſern liegen- 
den Hafenplätzen und Anlegeſtellen ſind diejenigen Schiffe als im Seeverkehr angekommen 
oder abgegangen anzuſehen, deren Herkunfts- oder Beſtimmungshafen außerhalb der in der 
Anlage A angegebenen Grenze gegen die offene See liegt, oder die zur Hochſeefiſcherei oder 
zu anderen Handelszwecken ohne Anlaufen eines Hafens (Steinzangen, Muſchel⸗ oder 
Sandfiſchen und dergleichen, Abgabe von Kohlen an Kriegsſchiffe auf hoher See) dieſe 
Grenze, welche nicht mit der Zollgrenze zu verwechſeln iſt, überſchreiten. Hierzu gehören 
auch die Schleppdampfer, welche vielfach allein oder mit Schleppzügen die Seeverkehrs⸗ 
grenze überſchreiten, ohne einen Hafen zu erreichen, oder aus See wieder einlaufen. Schlepp⸗ 
dampfer, welche im Seeverkehr eingehen und den Beſtimmungshafen mit dem Schlepp⸗ 
zuge nicht erreichen, ſondern früher loswerfen, ſind ebenfalls anzuſchreiben. Die zur Hoch⸗ 
ſeefiſcherei ausgehenden oder von dieſer zurückkehrenden Schiffe find nur dann zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn die Fiſcherei außerhalb der Küſtengewäſſer d. i. in mehr als 20 Seemeilen 
Entfernung von der Küſte ausgeübt wird oder wurde. Die Fahrten durch das Watten⸗ 
meer zwiſchen der Feſtlands⸗ und Inſelküſte der Nordſee, z. B. zwiſchen Hoyerſchleuſe und 
Munkmarſch, zwiſchen Huſum und Nordſtrand, zwiſchen Neu Harlingerſiel und Spiekeroog 
gehören alſo zum Seeverkehre. Dagegen rechnen zum Binnenverkehre beiſpielsweiſe Fahrten 
zwiſchen Pillau und Königsberg, zwiſchen Swinemünde und Stettin, zwiſchen Stralſund 
und Greifswald, zwiſchen Holtenau und Kiel, zwiſchen Cuxhafen und Altona, zwiſchen 
Geeſtemünde und Bremen, zwiſchen Emden, Leer und Papenburg. 

Bei Häfen, welche ſowohl im Binnenverkehre, wie im Seeverkehr erreicht werden 
können, iſt vor der Anſchreibung ſtets feſtzuſtellen, ob das Schiff die Reiſe im Seeverkehre 
zurückgelegt hat oder zurücklegen wird. 


§ 3. 

Die Nebenzollämter auf den Wachtſchiffen und die Beamten der Zollkreuzer 
haben jedes von ihnen in den freien Verkehr geſetzte oder mit einem Legitimationsſchein 
verſehene Schiff, welches im Seeverkehr ein⸗ bezw. ausgeht, ebenfalls anzuſchreiben und 
die vorgeſchriebene Zählkarte für den Beſtimmungs⸗ bezw. Herkunftshafen auszufertigen, 
gleichviel ob dieſe Häfen in Preußen oder einem anderen Bundesſtaate (vergl. Muſter T 
und 8) liegen. 


S oL 

Die Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämter haben geeignete Vorkehrungen zu treffen, 
daß die beim Einlaufen von der See in Flüſſe und Kanäle bereits zollamtlich in den 
freien Verkehr gelegten Schiffe angeſchrieben werden. Auch da, wo keine Amtsſtellen der 
Zollverwaltung oder Grenzaufſeher vorhanden ſind, wie in manchen kleineren Badeorten 
Pommerns oder an Löſchplätzen für Uferſchutzbauten, ift der Seeſchiffahrtsverkehr genau zu 
1 und es ſind demgemäß beſtimmte Vertrauensperſonen mit deſſen Anſchreibung zu 
eauftragen. 


§ 5 
Unter Hochſeefiſcherei wird die Fiſcherei außerhalb der Küſtengewäſſer d. i. in 
mehr als 20 Seemeilen Entfernung von der Küſte in gedeckten Fahrzeugen verſtanden. 
Hierzu gehören: 
1. die Grönländiſche und Isländiſche Fiſcherei, ferner Südſee-Fiſcherei ſowie Wal- 
und Robbenfang. 
2. Heringsfang und Friſchfiſchfang. 


8 6. 
Schiffe, welche wegen zu niedrigen Waſſerſtandes oder aus anderen örtlichen Urſachen 
einen Hafenplatz nicht erreichen können und durch Vermittelung von Leichterfahrzeugen 
außerhalb eines Hafenplatzes entlöſcht oder beladen werden, ſind für denjenigen Hafenplatz 
anzuſchreiben, für den ſie beſtimmt ſind. 

Dagegen ſind paſſierende Schiffe, welche nur vorübergehend auf der Reede ankern, 


ohne Waren zu laden, zu löſchen, Reiſende aufzunehmen oder zu landen, gar nicht an— 
zuſchreiben. 
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Sr 
Haben ankommende Schiffe mehrere deutſche oder außerdeutſche Häfen zu Handels 
zwecken berührt, oder ſollen abgehende Schiffe mehrere deutſche oder außerdeutſche Häfen 
zum gleichen Zwecke anlaufen, ſo ſind in der Zählkarte auch die von ihnen auf der Reiſe 
vom Herkunftshafen nach dem Anſchreibungshafen und vom Anſchreibungshafen nach dem 
Beſtimmungshafen angelaufenen oder anzulaufenden deutſchen und außerdeutſchen Zwiſchen⸗ 
häfen in zeitlicher Reihenfolge einzutragen. In derartigen Fällen wird der Herkunfts- 
und Beſtimmungshafen zumeiſt der vom Anſchreibungshafen am weiteſten entfernt liegende 
Hafen ſein. Trifft dies nicht zu, dann iſt als Herkunftshafen derjenige Hafen einzutragen, 
in dem das Schiff nach ſeinen Begleitpapieren die erſte Ladung eingenommen hat. Be— 
ſtimmungshafen würde der Hafen ſein, in dem die Reſtladung des Schiffes entlöſcht 
werden ſoll. 
§ 8. 


Bei der Anſchreibung find folgende Zählkarten zu verwenden: 

1. die Zählkarte A, auf weißem Papiere, für Segelſchiffe; 

2. die Zählkarte B, auf grünem Papiere, für Seeleichter; 

3. die Zählkarte C, auf hellblauem Papiere für Dampfſchiffe; 

4. die Zählkarte D, auf rotem Papiere, für Reihefahrten von Segelſchiffen; 

5. die Zählkarte E, auf hellgelbem Papiere, für Reihefahrten von Dampfſchiffen. 

Segelſchiffe mit einer Maſchine zur aushilfsweiſen Fortbewegen bei ungünſtigem oder 
ungenügendem Winde, ſind als Segelſchiffe zu führen. 

Unter Seeleichtern ſind alle Fahrzeuge zu verſtehen, welche in der Regel durch andere, 
mit Maſchinenkraft verſehene Fahrzeuge fortbewegt werden. 

Pünten, Schuten und Prähme ſind wie Seeleichter auf B⸗Karten nachzuweiſen. 


§ 9. 

Die über die Ankunft eines Schiffes aufgeſtellte Zählkarte (gewöhnliche oder Einzel— 
zählkarte) dient auch zur Eintragung des Wiederabganges, wenn dieſer noch im Kalender⸗ 
jahre der Ankunft ſtattfindet. Bei regelmäßiger Reiheſeefahrt zwiſchen denſelben, nicht 
wechſelnden Anfangs⸗, Zwiſchen⸗ und Endſtationen können jedoch ſämtliche im nämlichen 
Kalenderjahre vorgekommene Fahrten mit gleichen Ankunfts⸗ und Abgangsorten in einer 
einzigen Zählkarte (Sammelzählkarte) zuſammengefaßt werden. Die von der regelmäßigen 
Reihefahrt abweichenden Fahrten nach oder von anderen Plätzen ſowie die Hin⸗ und Rück⸗ 
reiſen von und nach anderen Überwinterungshäfen dürfen nicht in Sammelzählkarten, 
ſondern müſſen ſtets in Einzelzählkarten verzeichnet werden. 

Die über dem Kopfe der Sammelzählkarten D und E befindliche Reihe von Vierecken 
ift für Zwecke der Bearbeitung beſtimmt und bleibt daher Leer. Die Formulare zur Auf⸗ 
ſtellung dieſer fünf Arten von Zählkarten werden vom Königlichen Statiſtiſchen Landes⸗ 
amte den Aufnahmebehörden koſtenlos geliefert. Näheres über die Ausfüllung der Zähl⸗ 
karten enthalten die anliegenden Muſter 1 bis 17.) 


8 10. 
In die Zählkarten ſind einzutragen: 


I. In den Teil über dem Striche: 

1. Der Hafenplatz, für den die Anſchreibung erfolgt. l 

2. Die Provinz oder das Verkehrsgebiet, in welchem der Anſchreibungshafen 
belegen ijt. Dabei können die in der Anlage B vorgeſehenen Abkürzungen Verwendung finden. 

3. Der Staat. Für die preußiſchen Häfen iſt „Preußen“ bereits vorgedruckt. 

4. Tag, Monat und Jahr der Ankunft bezw. des Abganges, wobei ſtatt des Monats 
nur die Monatszahl angegeben zu werden braucht. ; ) 

Ein Schiff, welches im Seeverkehr angekommen, aber im Binnenverkehre wieder ab⸗ 
gegangen oder am Jahresſchluß im Hafen noch anweſend iſt, darf nur als angekommen 
(vergl. die Muſter 2, 5, 5a bis 5d, 6g und 12) eingetragen werden. Der Abgang oder 
Verbleib iſt am Schluſſe der Zählkarte unter Nr. 14, etwa wie folgt, zu vermerken: „Am 
10. 7. 1907 im Binnenverkehre leer nach Harburg abgegangen“ (vergl. das Muſter 2) oder 
„Am 2. 5. 1907 nach Teillöſchung im Binmnenverkehr über Meppen, Rheine, Münſter i. W., 


) Die Muſter werden hier nicht abgedruckt. 
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Dortmund nach Herne abgegangen“ (vergl. die Muſter 5, 5a bis 5d) oder „Am 19. 7. 1907 
nach völliger Entlöſchung im Binnenverkehr leer nach Hamburg abgegangen“ (vergl. 
das Muſter 6g) oder „Am Jahresſchluſſe noch anweſend“ (vergl. das Muſter 12) oder 
„Im Hafen abgewrackt“ oder „Im Hafen durch Feuer zerſtört“ oder „Im Hafen infolge 
von Zuſammenſtoß geſunken“. l 

Ein Schiff, welches im Binnenverkehr angekommen, aber im Seeverkehre wieder ab- 
gegangen ift, darf nur als abgegangen (vergl. die Muſter 4, 5f, 6, 6a, 8 und 13) nad- 
gewieſen werden. Die Art der Ankunft iſt am Schluſſe der Zählkarte unter Nr. 14 etwa 
wie folgt zu vermerken: „Am 3. 12. 1907 im Binnenverkehre beladen von Hamburg Eiſes 
halber eingegangen und mit derſelben Ladung wieder ausgegangen“, oder „Am 19. 5. 1907 
im Binnenverkehre beladen von Herne eingegangen“ oder „Am 5. 7. 1907 im Binnen⸗ 
verkehre beladen von Hamburg über Altona angekommen“. 

Im übrigen vergleiche noch die Beſtimmungen des § 11. 

5. Die laufende Nummer der Zählkarte, für deren Reihenfolge der Zeitpunkt der 
Ankunft des Schiffes und in Fällen, wo nur der Abgang eingetragen wird (vergl. vor⸗ 
ſtehende Nr. 4), deſſen Zeitpunkt maßgebend iſt. Etwa aufgeſtellte Sammelzählkarten 
werden für ſich mit laufender Nummer verſehen. In jedem Kalenderjahre wird mit Nr. 1 
begonnen. 

Bei den Anſchreibungen gemäß § 3 wird unter „Lfd. Nr.“ der Name des die Zähl⸗ 
karte ausſtellenden Zollamtes verzeichnet, wobei Abkürzungen zuläſſig find, z. B. „Zwſch. 
Cxh.“ für das Elbwachtſchiff bei Cuxhaven, „Ewſch.“ für das Emswachtſchiff. (Vergl. die 
Muſter 7 und 8.) 

6. Als zu Handelszwecken angekommen oder abgegangen ſind nur ſolche Schiffe zu 
rechnen, welche zum Löſchen oder Einnehmen von Ladung (falls nicht bloß ein Löſchen 
lediglich zum Zwecke der Leichterung oder ein Einnehmen von Ladung aus Leichterſchiffen, 
die mit dem zu beladenden Fahrzeuge von deinſelben anderen Hafen kommen, ſtattfindet 
oder zu dem Zwecke gelöſcht und wieder eingeladen wird, um die Ladung zu trocknen oder 
das Schiff auszubeſſern), zur Perſonenbeförderung gegen Entgelt, zu Zwecken der Hochſee⸗ 
fiſcherei oder zu anderen Handelszwecken ohne Anlaufen eines Hafens (Steinzangen, Muſchel⸗ 
oder Sandfiſchen und dergleichen, Abgabe von Kohlen an Kriegsſchiffe auf hoher See), 
ein⸗ oder ausgelaufen ſind. Für nicht zu Handelszwecken angekommene oder abgegangene 
Schiffe iſt unter Nr. 14 (Bemerkungen) der Grund anzugeben, z. B. zum Zwecke der 
Leichterung oder der Übernahme von Ladung aus den mit dem Fahrzeug ankommenden 
Leichterfahrzeugen, Havarie, Ausbeſſerung, widriger Wind, niedriger Waſſerſtand, ungünſtige 
Eisverhältniſſe, um Schutz zu ſuchen, Einnahme von Kohlen, Ballaſt oder Lebensmitteln 
zum eigenen Gebrauche, Quarantäne, als Orderſchiff, um den Hafen als Liegeplatz zu be⸗ 
nutzen, lediglich als Zugkraft (Schlepper) für andere von ihm geſchleppte Fahrzeuge uſw. 
(vergl. die Muſter 3, 4 und 6f). Die Worte „zu Handelszwecken“, „nicht zu Handels— 
zwecken“ ſind entſprechend zu unterſtreichen. 


II. In den Teil unter dem Striche: 


1. Die Nationalflagge des Schiffes, bei deutſchen Schiffen deren Heimatsſtaat 
(Nr. 1 der Zählkarte). i 

2. Das Unterſcheidungsſignal des Schiffes (Nr. 2 der Zählkarte). 

3. Der Name des Schiffes (Nr. 3 der Zählkarte). (So einzutragen, wie er in 
dem Meßbriefe verzeichnet ſteht.) Trägt das Schiff, wie bei den deutſchen Fiſchereifahrzeugen 
üblich, Namen und Nummer, ſo iſt erſterer zu verzeichnen; beſitzt es einen Doppelnamen, 
jo darf keiner von beiden fehlen. Dit das Schiff ein Dampfer, fo wird unter Nr. 3 a 
unterſchieden: G.-D. bei einem Güterdampfſchiffe, P.-D. bei einem Perſonendampfſchiffe, 
Fiſch⸗D. bei einem Fiſchdampfſchiffe, S. D. bei einem Schleppdampfſchiffe. Fahren andere 
Dampfer, die nicht Perſonendampfer ſind, zeitweilig ebenfalls als ſolche, ſo ſind ſie für die 
betreffenden Reifen mit „P.⸗D.“ zu bezeichnen. 

4. Der Name des Schiffsführers (Nr. 4 der Zählkarte). 

5. Der Heimatshafen des Schiffes (Nr. 5 der Zählkarte), welcher jedoch nur bei 
deutſchen Schiffen anzugeben iſt. Derſelbe iſt aus dem an Bord befindlichen Meßbriefe zu 
entnehmen und fällt nicht immer mit dem Wohnorte des Schiffseigners oder Korreſpondenz⸗ 
reeders zuſammen. 

l 6. Der Nettoraumgehalt des Schiffes (Nr. 6 der Zählkarte). Der Nettoraumgehalt 
in britiſchen Regiſtertons ift aus dem Meßbriefe zu entnehmen und Hinter à zu verzeichnen. 


Dabei werden die Bruchteile unter 0,50 weggelaſſen, die von 0,50 und darüber hin⸗ 
gegen als ein Ganzes gerechnet und zur Hauptzahl geſchlagen, z. B. 24,40 — 24 und 24,50 
bezw. 24,75 — 25. Eine Verwechſelung mit Kubikmetern iſt unbedingt zu vermeiden. 

Enthält der Meßbrief die Angaben über den Nettoraumgehalt nicht in Regiſtertons, 
ſo iſt die Umrechnung in ſolche vorzunehmen; iſt dies unausführbar, dann bleibt 6a un⸗ 
ausgefüllt, und es erfolgt die Eintragung hinter 6b genau übereinſtimmend mit der Angabe 
der Schiffspapiere. Die Maßeinheit muß aber ſtets genau bezeichnet und der Größenangabe 
vorangeſtellt werden. Angaben, welche ſchlechthin auf Laſten, Tonnen oder ähnlich unbeſtimmt 
lauten, ſind unzuläſſig. Hat ein Fahrzeug nach der Schiffsvermeſſungsordnung, neue Faſſung 
vom 1. März 1895 (Reichs⸗Geſetzblatt für 1895 Seite 161 u. f.), gar keinen Nettoraum⸗ 
gehalt, was gewöhnlich bei Schleppdampfern zutrifft, ſo iſt neben „Nettoraumgehalt“ nur 
„Ohne“ zu ſchreiben. (Vergl. das Muſter 3.) 

7. Die Zahl der Beſatzung mit Einſchluß des Schiffsführers ſowie des ärztlichen, 
Verwaltungs-, Maſchinen⸗ und Dienſtperſonals (Nr. 7 der Zählkarte). 

8. Der Herkunftshafen bei einem angekommenen, der Beſtimmungshafen bei 
einem abgegangenen Schiffe (Nr. 8 bezw. 11 der Zählkarte). Dieſe Häfen ſind nach der 
Schreibweiſe in Spalte 1 der vierten Auflage des „Verzeichniſſes der bekannteſten dem 
Seeverkehre dienenden Häfen und Anlegeplätze der Erde“ genau und ohne Abkürzungen 
anzugeben. Ganz allgemeine Bezeichnungen wie Nordſee oder Firth of Forth anſtatt des 
Namens des an dieſen Gewäſſern belegenen betreffenden Platzes ſind unzuläſſig. Als 
Herkunftshafen gilt derjenige Platz, wo das Schiff ſeinen Papieren zufolge die Ladung 
eingenommen hat, als Beſtimmungshafen derjenige, wo ſeine Ladung gelöſcht werden ſoll. 
Es dürfen mithin die Schiffe nicht für diejenigen in der Nähe von Häfen landeinwärts 
und an keinem ſchiffbaren Waſſer befindlichen Orte angeſchrieben werden, woher die von 
ihnen verfrachteten Waren ſtammten oder wohin die Güter gingen, alſo nicht für Crefeld 
oder Lima, ſondern für Urdingen bezw. Callao. Steht es vor der Ausreiſe noch nicht feſt, 
wo das Schiff entlöſcht werden ſoll, ſo hat die Anſchreibungsſtelle dafür zu ſorgen, daß ihr 
der Name des Beſtimmungshafens nachträglich rechtzeitig mitgeteilt wird. Andert der 
Schiffer unterwegs ſeine Abſicht, und ſegelt er ſpäter nicht nach dem vor der Abfahrt von 
ihm aufgegebenen Platze, oder kann er ihn wegen niedrigen Waſſerſtandes nicht erreichen, 
ſo iſt das bei der an dem wirklichen Beſtimmungsorte auszuſtellenden Zählkarte unter Nr. 14 
zu verzeichnen, z. B.: „Urſprünglich nach Friedrichſtadt beſtimmt“ oder „Urſprünglich nach 
Itzehoe beſtimmt, aber wegen niedrigen Waſſerſtandes in Glückſtadt entlöjcht“. 

Für ein Schiff, welches zur Hochſeefiſcherei auslief oder von dieſer zurückkehrte, wird 
dies, nach den im Anhange zur Anlage B verzeichneten Unterſcheidungen, ſtatt des Her⸗ 
kunfts⸗ bezw. Beſtimmungshafens in die Zählkarte unter Nr. 8 bezw. 11 eingetragen; un⸗ 
ausgefüllt bleiben dann Nr. 8a, 9, 11a und 12 (vergl. die Muſter 9 und 10). Für 
Schiffe, die zu anderen Handelszwecken ohne Anlaufen eines Hafens, z. B. Steinzangen, 
Muſchel⸗ oder Sandfiſchen, Übergabe von Kohlen an Kriegsſchiffe auf hoher See und der⸗ 
gleichen, ausgehen oder von dort zurückkehren, iſt dies in gleicher Weiſe zu vermerken, 
ebenſo für Schleppdampfer, die in See gehen, ohne einen Hafen zu berühren, um Schiffe 
in den Hafen zu führen. Beim Binnenverkehr unterbleiben die Eintragungen bei den 
Nummern 8 bis 10 oder 11 bis 13; die nötigen Hinweiſe ſind unter Nr. 14 zu machen 
(vergl. die Muſter 2, 4, 5, 5a bis 5d, 5f, 6, 6a, 6g, 8). 

9. Der Staat und das Verkehrsgebiet, in dem der Herfunfts- bezw. Beſtimmungs⸗ 
hafen liegt (Nr. 8a und 11a der Zählkarte), nach der Einteilung in der Anlage B. 
Andere Bezeichnungen, wie Jütland, Alſen und dergl., dürfen nicht gebraucht werden. 
Über die Hingehörigkeit der einzelnen Plätze erteilt die Spalte 2 des unter Nr. 8 genannten 
Hafenverzeichniſſes nähere Auskunft. 

10. Die Zwiſchenhäfen (Nr. 9 und 12 der Zählkarte) — vergl. § 7 — find in 
zeitlicher Reihenfolge einzutragen. 

11. Als mit Ladung angekommen oder abgegangen ſind alle, auch nur teilweiſe 
beladenen Schiffe ſowie Schiffe mit Reiſenden zu rechnen. Beſteht der Ballaſt aus einer 
verkäuflichen Ware, z. B. Eiſen, Mauerſteinen und dergleichen, Eis und Salz zur Hochſee⸗ 
fiſcherei, ſo iſt das Schiff als beladen zu rechnen. Bei den gewöhnlichen Zählkarten iſt 
das Zutreffende im Vordrucke (Nr. 10 bezw. 13) zu unterſtreichen (vergl. die Muſter 1 
bis 15), bei den Sammelzählkarten aber die Anzahl der in dem betreffenden Ladungszu⸗ 
ſtande zurückgelegten Fahrten über den entſprechenden Klammern des Vordrucks einzu⸗ 
tragen (vergl. die Muſter 16 und 17). 
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12. Unter Nr. 14 der Zählkarte ift bei Schiffen, welche nicht zu Handelszwecken an- 
gekommen ſind, der in dieſem Paragraphen unter 16 vorgeſehene Vermerk einzutragen (vergl. die 
Muſter 3, 4 und 61). Derartige Schiffe gelten jedoch als zu Handelszwecken angelangt, 
wenn ihre Ladung etwa noch ſpäter ganz oder teilweiſe abgeſetzt oder durch Zuladung ver⸗ 
ändert worden iſt, oder wenn ſie, leer angekommen, nachträglich geladen haben. In ſolchen 
Fällen iſt alſo jener Vermerk unter Nr. 14 der Zählkarte fortzulaſſen bezw. unter Angabe 
des Grundes wieder zu ſtreichen, wenn er ſchon eingetragen geweſen ſein ſollte. Auf den 
Karten über Schleppdampfer ſind unter Nr. 14 die Namen der geſchleppten Seeleichter 
(Schleppſchiffe) unter Hinzufügung der Nummer, unter welcher fie auf der Karte B vermerkt 
ſind, einzutragen. Auf den Karten der Seeleichter (Schleppſchiffe) wird dagegen der Name 
des Schleppdampfers angegeben, welcher das Schiff eingeſchleppt hat. Die Nummer der Karte C, 
auf welcher der Schleppdampfer nachgewieſen iſt, muß gleichzeitig unter Nr. 14 vermerkt 
werden, z. B. „Schleppte die Seeleichter Oſtſee und Otto (ſiehe Karte B Nr. 54 und 55)“ 
oder „Eingeſchleppt durch Schleppdampfer Salvator (ſiehe Karte C Nr. 20)“; oder 
„Schleppte beim Eingange den Seeleichter Oland (ſiehe Karte B Nr. 40), beim Ausgange 
den Seeleichter Nordſtrand (ſiehe Karte B Nr. 41)“ (vergl. das Muſter 3); oder „Einge⸗ 
ſchleppt durch Schleppdampfer Sophia Paulina (ſiehe Karte C Nr. 170)“ (vergl. das 
Muſter 2). Beginnt das Einſchleppen erſt innerhalb der Seeverkehrsgrenze, ſei es durch 
Dampfer, Pferde- oder andere Kraft, jo ift dies unter Nr. 14 auch zu erläutern, z. B. 
„Der Seeleichter iſt im Binnenverkehr in den Hafen eingeſchleppt“. Hat ein Schlepp⸗ 
dampfer einen Seeleichter im Seeverkehr eingeſchleppt und geht er im gleichen Verkehr 
als Perſonendampfer wieder aus, ſo iſt ſowohl über den Eingang, wie über den Ausgang 
je eine Zählkarte auszufertigen und unter Nr. 14 anzugeben, daß der Ausgang bezw. der 
Eingang auf Karte C Nr. .. beſonders nachgewieſen ijt. Überhaupt find für alle Schiffe, 
die zu Handelszwecken ein⸗ aber nicht zu Handelszwecken ausgehen, oder umgekehrt nicht 
zu Handelszwecken ein⸗ aber zu Handelszwecken ausgehen — abgeſehen von den unter 
112 im Eingange erwähnten Fällen — ſowohl für den Ein⸗ wie für den Ausgang ge⸗ 
trennte Karten auszufertigen. Unter Nr. 14 iſt ebenfalls anzugeben, auf welcher Karte 
der Ein⸗ bezw. Ausgang nachgewieſen iſt (vergl. die Muſter 14 und 15). 

Können Schiffe einen Hafen ſowohl im Binnen- wie im Seeverkehr erreichen, 
ſo iſt unter Nr. 14, wenn der Seeweg eingeſchlagen wurde, ſtets noch „Seeverkehr“ 
hinzuzufügen, z. B. bei Fahrten von Neufahrwaſſer nach Elbing. Vergl. § 2 
letzter Satz. 


Stil 


Von den Zählkarten der am Jahresſchluſſe noch anweſenden Schiffe (vergl. 
das Muſter 12) werden Abſchriften zurückbehalten, welche als Zählkarten für die Eintragung 
des etwa im nächſten Jahre ſtattfindenden Abganges uſw. dienen. In dieſe Karten werden 
jedoch Tag, Monat und Jahr der Ankunft ſowie der Herkunftshafen (Nr. 8 der Zählkarte) 
und der Staat ſowie das Verkehrsgebiet, in welchem er liegt (Nr. 8a der Zählkarte), nicht 
mit übernommen, während alle übrigen Angaben einſchließlich derjenigen über den Ladungs⸗ 
zuſtand (Nr. 10 der Zählkarte) genau nach der Urſchrift zu wiederholen ſind. Der auf 
das Vorfahr bezügliche Vermerk: „Am Jahresſchluſſe noch anweſend“ (Nr. 14 der Zähl⸗ 
karte) wird im zweiten Stücke durch die Angabe erſetzt: „Schon im Vorjahr eingelaufen“. 
Auf den zweiten Ausfertigungen der im vergangenen Jahre zu anderen als Handelszwecken 
eingetroffenen Schiffe iſt auch der Grund ihrer Ankunft hinzuzufügen, z. B. „Im Vorjahre 
wegen Eisganges (oder zum Überwintern) eingetroffen“. Außer der als ſolche zu bezeich⸗ 
nenden Nummer des Vorjahrs erhalten die zweiten Stücke demnächſt beim Ausfüllen des 
Abganges uſw. eine neue Nummer für das laufende Jahr, welche über der erſteren einzu⸗ 
tragen iſt (vergl. das Muſter 13). 


§ 12. 


Die Eintragung in die Zählkarte muß in Übereinſtimmung mit den Angaben der 
Schiffseingangs⸗ und Schiffsausgangsregiſter innerhalb 24 Stunden nach der Ankunft 
bezw. vor dem Abgange des betreffenden Schiffes vorgenommen werden. 

Sämtliche in einem Kalenderjahr aufgeſtellten Zählkarten ſind von den zuſtändigen 
Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämtern ſowie dem Gemeindevorſteher auf Helgoland auf Voll⸗ 
ſtändigkeit und Richtigkeit der Angaben zu prüfen, nach den laufenden Nummern zu ordnen 
und gleich nach Jahresſchluß, rechts und unten glatt geſtoßen, zuſammengebunden, oder 
ſonſt gut verwahrt, und niemals gebrochen unmittelbar dem Königlichen Statiſtiſchen 
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Landesamte in Berlin SW. 68, Lindenſtraße 28, einzureichen. Jeder folen 
Sendung iſt ein vollſtändiges Verzeichnis der zum Bezirke des betreffenden Hauptamtes 
gehörenden Dienſtſtellen unter Nennung aller Plätze, für welche ſie die Anſchreibung zu 
bewirken haben, beizufügen. Bei jedem Hafenplatz iſt die Zahl der eingereichten Zähl⸗ 
karten in dem Verzeichniſſe zu vermerken. Außerdem iſt jährlich ein Verzeichnis derjenigen 
Häfen und Anlegeſtellen, welche im mehrerwähnten Hafenverzeichniſſe noch fehlen, unter 
näherer Bezeichnung ihrer geographiſchen Lage und ſtaatlichen Zugehörigkeit anzuſchließen. 
Nach Beendigung der Prüfung der Zählkarten durch das Statiſtiſche Landesamt werden 
von dieſem die darunter befindlichen, für andere Bundesſtaaten ausgefertigten deren 
ſtatiſtiſchen Landesämtern überwieſen. Die Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämter haben allen 
auf die Aufſtellung ſowie die etwa ſpäter erforderliche Vervollſtändigung und Berichtigung 
der Zählkarten bezüglichen Erſuchen des Königlichen Statiſtiſchen Landesamtes in Berlin 
ungeſäumt zu entſprechen. Dieſem ſind auch alle bei der Anſchreibung des Seeſchiffahrts⸗ 
verkehrs auftretenden zweifelhaften Fälle unmittelbar zur Entſcheidung vorzulegen. 


Berlin, den 28. Dezember 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Sin Auftrage. Im Auftrage. 
v. d. Hagen. Rathjen. 


IIb 11816 H. M. — III 22551 F. M. 
Anlage A. 


Verzeichnis 
der 


Seeverkehrsgrenzen in den deutſchen Küſtenſtrecken und Stromgebieten. 


In den nachſtehend aufgeführten Gebieten wird nur die Fahrt außerhalb der 
bezeichneten Grenzen als Seefahrt angeſehen: 


1. bei Memel : 
außerhalb der Mündung des Kuriſchen Haffes; 

2. bei Pillau , 
außerhalb des Pillauer Tiefes; 

3. bei Neufahrwaſſer 
außerhalb der Mündung der Weichſel,; 

4. in der Putziger Wiek 
außerhalb Rewa und Heiſterneſt; 

5. bei Dievenow, Swinemünde und Peenemünde 
außerhalb der Mündungen der Dievenow und Swine ſowie außerhalb der 
nördlichen Spitze der Inſel Uſedom und der Inſel Ruden; 

6. bei Rügen 

öſtlich: 4 
außerhalb der Inſel Ruden und des Thieſſower Höfts; 
weſtlich: ö N . 
außerhalb des Wittower Poſthauſes und der nördlichen Spitze von Hiddensde 
(Hiddenſee) ſowie außerhalb des Bock bei Barhöft; 

l. bei Wismar * À 
außerhalb Jäckelberg⸗Riff, Hannibal-Grund, Schweinskötel und Lieps ſowie 
außerhalb Tarnewitz; 

8. auf der Kieler Föhrde 
außerhalb Stein bei Labs und Bülk; 

9. bei Eckernförde 
außerhalb Nienhof und Bocknis; 


W — 


w 
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10. auf der Schlei 
außerhalb Schleimünde und der Lotſeninſel; 
11. bei Flensburg, Sonderburg und Apenrade 
außerhalb Birknack und des Kekenis⸗Leuchtturmes jowie außerhalb der Tund— 
tofter Nakke und Knudshöft; 
12. bei Hadersleben ; 
außerhalb Raadhoved (Raaderhöft), der Inſel Aarö, der Inſel Linderum und 
Orbyhage; 
13. bei Huſum 
außerhalb der Huſumer Aue; 
14. auf der Eider 
außerhalb Vollerwiek und Hundeknoll; 
15. auf der Elbe 
außerhalb der weſtlichen Spitze des hohen Ufers (Diekſand) und der Kugelbake 
bei Döſe; 
16. auf der Weſer 
außerhalb Kappel und Langwarden; 
17. auf der Jade 
außerhalb Langwarden und Schillighörn; 
18. auf der Ems 
außerhalb der weſtlichen Spitze der Weſtermarſch (Utlands-Hörn) und Oſtpolder Siel; 
19. auf dem Rhein 
außerhalb ſeiner Mündungen in die Nordſee und bei der Mündung in die 
Zuiderſee außerhalb einer geraden Linie zwiſchen dem Helder und Harlingen. 
Anlage B. 
Verzeichnis 
der 


bei den Herkunfts- und Beſtimmungshäfen anzugebenden Länder und 
Verkehrsgebiete. 


(Die zuläſſigen Abkürzungen ſind in Klammern angegeben.) 


I. Deutſchland. 


Preußiſcher Staat: 


a) Oſtpreußen (OPr.), 

b) Weſtpreußen (WPr.), 

c) Pommern (Pm.), 

d) Schleswig-Holſtein an der Oſtſee 

O.), 

e) Schleswig-Holitein an der Nordſee 
einſchließlich Helgoland (S N.), 

f) Hannover, öſtlicher Teil (HO.), 

g) Hannover, weſtlicher Teil einſchließlich 
Wilhelmshaven (HW.), 


OaD OO 


h) Weſtfalen (Wf.), 
i) Rheinland (Pr. Rh.). 


Mecklenburg ⸗Schwerin (Meckl.) 
„Oldenburg (Old.). 


Lübeck. 


. Bremen. 


Hamburg. 


Elſaß (Rheingebiet) (EI. Rh.). 
Bayern“ 2 
Baden 2 
10. 


) (Bayr. Rh.). 
) (Bad. Rh.). 


Heſſen ) (eff. Rh.). 


II. Übriges Europa. 


Europäiſches Rußland am Weißen Meere 


und Eismeere, 


Europäiſches Rußland an der Oſtſee 


(ohne Finland), 


Europäiſches Rußland am Schwarzen 


und Aſowſchen Meere, 


a 


Finland, 


5. Schweden an der Oſtſee leinſchließlich 


O0 ~1 o> 


Sund und Kattegat), 


Schweden am Skagerrak, 
Norwegen am Skagerrak, 
„Norwegen am Atlantiſchen Meere, 


16. 
1 


re 


Dänemark an der Nordſee 


„Britiſches Nordamerika 


Niederländiſche 


: Norwegen am Eismeere und Spitzbergen, 
„Dänemark an der Oſtſee (einſchließlich 


Sund, Belte und Kattegat), 
und am 
Skagerrak, 


2. Däniſche Beſitzungen: Faroer, Island. 


Großbritannien: 


. Küfte an der Nordſee, 
. Küfte am Engliſchen Kanal einſchließlich 


der Kanalinſeln, 


Weſtküſte einſchließlich Irland. 


Britiſche Beſitzungen: 
Gibraltar, 
Malta, Gozo uſw., 
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. Niederlande, 
. Belgien, 
20. Frankreich am Atlantiſchen Meere ein- 


ſchließlich des Engliſchen Kanals, 


Frankreich am Mittelländiſchen Meere 


einſchließlich Corſika und Monaco, 


22. Spanien am Atlantiſchen Meere, 
23. Spanien am Mittelländiſchen Meere, 
Portugal, 

Azoren, 

Italien, 

. Ofterreich-Ungarn, 

Montenegro, 

. Griechenland, 

Europäiſche Türkei einſchließlich Creta, 
. Bulgarien, 

. Rumänien. 


III. Deutſche Schutzgebiete. 


Ai AT: 


Togo, 
Kamerun, 
Südweſtafrika, 
. Ditafrifa. 


3n AMfien: 


. Kiautfchou. 


O O -1 


In Auſtralien: 


„Neuguinea und benachbarte Juſeln, 

. Rarolinen, Palauinſeln und Marianen, 
. Marſhallinſeln, 

Samoainſeln (Sawaii und Upolu). 


IV. Außereuropäiſche Länder. 


A. Amerika. 


Grönland, 
„Britiſches Nordamerika am Atlantiſchen 


Meere einſchließlich der Bermudainſeln, 
am Stillen 
Meere, 


„Franzbſiſche Beſitzungen in Nordamerika, 
Vereinigte Staaten von Amerika am 


Atlantiſchen Meere, 


Vereinigte Staaten von Amerika am 


Stillen Meere und Alaska, 


Mexico am Atlantiſchen Meere, 
Mexico am Stillen Meere, 
Guatemala am Atlantiſchen Meere, 
Guatemala am Stillen Meere, 
Honduras am Atlantiſchen Meere, 
Honduras am Stillen Meere, 
Britiſches Honduras, 

San Salvador, 

. Nicaragua am Atlantiſchen Meere, 
Nicaragua am Stillen Meere, 

. Coftarica am Atlantiſchen Meere, 

. Cojtarica am Stillen Meere, 

. Dänifche Beſitzungen in Weſtindien, 
. Britifche Beſitzungen in Weſtindien ein- 


ſchließlich der Bahamainſeln, 


Beſitzungen in Weft- 


indien, 


Franzöſiſche Beſitzungen in Weſtindien, 
„Nordamerikaniſche Beſitzungen in Weft- 


indien, 


24. 
25. 
26. 
Zn: 
28. 


DRS). 
30. 
3 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 
lle 
42. 


B. 


COD OV OD BO = 


Cuba, 

Haiti und San Domingo, 
Panama am Atlantiſchen Meere, 
Panama am Stillen Meere, 
Panamakanalzone am Atlantiſchen 
Meere, 

Panamakanalzone am Stillen Meere, 
Columbien am Atlantiſchen Meere, 
Columbien am Stillen Meere, 
Venezuela, 

Britiſch⸗ Guayana, 
Niederländiſch⸗Guayana, 
Franzöſiſch⸗Guayana, 

Braſilien, 

Uruguay, 

Argentinien, 

Falklandinſeln, 

Chile, 

Peru, 

Ecuador, 


Afrifa (mit Ausſchluß der deutſchen 


Schutzgebiete). 
Agypten am Mittelländiſchen Meere, 
Tripolis, 
Tunis, 
. Algier, 


Spaniſche Beſitzungen in Nordafrika, 


Marocco am Mittelländiſchen Meere, 


Marocco am Atlantiſchen Meere, 
Canariſche Inſeln, 
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9. Madeira und Cap Verdiſche Inſeln, 8. Übriges Arabien, 
10. Britiſche Beſitzungen in Weſtafrika ein⸗ 9. Perſien, 
ſchließlich Walfiſchbai, 10. Britiſche Beſitzungen in Indien ein⸗ 
11. Franzöſiſche Beſitzungen in Weſtafrika, ſchließlich Straits Settlements und auf 
12. Spaniſche Beſitzungen in Weſtafrika, Borneo, 
13. Portugieſiſche Beſitzungen in Weſtafrika, 11. Niederländiſche Beſitzungen in Indien, 
14. Liberia, 12. Franzöſiſche Beſitzungen in Indien und 
15. Congofreiſtaat, Indochina, 
16. Capland am Atlantiſchen Meere, 13. Portugieſiſche Beſitzungen in Indien, 
17. Capland am Indiſchen Meere und Natal, 14. Siam, 
18. Andere britiſche Beſitzungen in Oſtafrika 15. Philippinen und Suluinſeln (nord— 
einſchließlich Zanzibar und der Inſeln amerikaniſche Beſitzungen), 
im Indiſchen Meere, 16. China, 

19. Madagascar und andere franzöſiſche 17. Britiſche Beſitzungen in China, 
Beſitzungen im Indiſchen Meere, 18. Portugieſiſche Beſitzungen in China, 
20. Portugieſiſche Beſitzungen in Oſtafrika, 19. Japan einſchließlich Formoſa und der 
21. Somaliküſte, Erwerbungen auf dem aſiatiſchen Feſt⸗ 

22. Britiſche Beſitzungen an der Somaliküſte lande, 
und Inſel Sokotra, 20. Korea, 
23. Franzöſiſche Beſitzungen am Roten 21. Rußland am Stillen Meere, 
Meere, 22. Übriges Aſien. 
24. Italieniſche Beſitzungen am Roten Meere, 
25. Agypten am Roten Meere, D. Auſtralien mit den Inſeln im 
Stillen Meere (mit Ausſchluß der deut⸗ 
C. Aſien (mit Ausſchluß der Deutſchen ſchen Schutzgebiete). 
Schutzgebiete). 1. Auſtraliſcher Bund: Feſtland Auſtralien 
1. Aſiatiſches Rußland am Schwaren Meere, und Tasmanien, 
2. Aſiatiſche Türkei am Schwarzen Meere, 2. Neuſeeland, ö 
3. Aſiatiſche Türkei am Mittelländiſchen 3. Britiſche Beſitzungen in der Südſee, 
Meere einſchließlich der Inſeln, 4. Niederländiſche Beſitzungen in der 
+. Cypern, Südſee, 
5. Britiſche Beſitzungen in Arabien, 5. Franzöſiſche Beſitzungen in der Südſee, 
6. Türkiſche Beſitzungen in Arabien und 6. Nordamerikaniſche Beſitzungen in der 
am Perſiſchen Golfe, Südſee, . 
7. Oman, 7. Übrige Inſeln in der Südſee. 
Anhang. 


J. Hochſeefiſcherei (Fiſcherei außerhalb der Küſtengewäſſer, d. i. in mehr 
als 20 Seemeilen Entfernung von der Küſte). 


1. Grönländiſche und isländiſche Fiſcherei, ferner Südſee-Fiſcherei jowie Wal- 


und Robbenfang. 


2. Heringsfang und Friſchfiſchfang. 


Andere Handelszwecke ohne Anlaufen eines Hafens (Steinzangen, 


Mufchel- oder Sandfiſchen und dergleichen). 


Betr. Fahrzeitbuch für Küſtenſchiffer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 2. März 1908. 


Die Vorſchriften der Seemannsordnung finden nach § 1 a. a. O. nur auf Kauffahrtei⸗ 


ſchiffe Anwendung. Da dieſen nach § 1 des Geſetzes, betreffend das Flaggenrecht der 
Kauffahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899 (RGBl. S. 319) zwar die Hochſeefiſchereifahrzeuge, 
nicht aber auch die Küſtenfiſchereifahrzeuge zuzuzählen ſind, ſo können die Mannſchaften der 
Küſtenfiſchereifahrzeuge nicht angemuſtert werden und entbehren daher des den Seeleuten 
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zuſtehenden Vorzug, über die zurückgelegte Fahrzeit amtliche Ausweiſe zu erlangen. Ein 
Ausweis über die auf Küſtenfahrzeugen zurückgelegte Fahrzeit iſt aber erforderlich 

a) für die Zulaſſung zur Schifferprüfung für Küſtenfahrt und für kleine Fahrt 
(§ 4 Abſ. 1, § 5 Abſ. 2 der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, De- 
treffend den Befähigungsnachweis und die Prüfung der Seeſchiffer und 
Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen, vom 16. Januar 1904 
(RGBl. S. 3), 

b) für die Zulaſſung als Beſtmaun und als Führer von Fahrzeugen in der kleinen 
Hochſeefiſcherei (§§ 11a und 6 la der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, 
betreffend die Beſetzung der Seefiſchereifahrzeuge mit Schiffsführern und 
Maſchiniſten, vom 5. Mai 1904 (RGBl. S. 163). 


Um die Führung von Ausweiſen über zurückgelegte Fahrzeiten auf Küſtenfiſcherei⸗ 
fahrzeugen zu erleichtern, iſt unter den Bundesſeeſtaaten die Einführung eines „Fahrzeit— 
buchs für Küſtenfiſcher auf Seefiſchereifahrzeugen“ zum freiwilligen Gebrauch für die 
Küſtenfiſcher vereinbart worden. 

Das Fahrzeitbuch, das bei der Reichsdruckerei in Berlin zum Preiſe von 12 Pfennig 
für das Exemplar zu beziehen iſt, enthält in einem blauen Umſchlag 20 Seiten und einen 
Anhang von 3 Seiten mit folgendem Inhalte: 

Seite 1, Titelblatt: Bezeichnung „Deutſches Reich“ mit dem Reichsadler. Angabe 
„Fahrzeitbuch für den Küſtenfiſcher auf Seefiſchereifahrzeugen“ (Name), Ort, Tag der Aus⸗ 
fertigung ſowie Stempel und Unterſchrift der ausfertigenden Behörde. 

Seite 3: Bezeichnung und Unterſchrift des Inhabers ſowie Beſcheinigung der Unter⸗ 
ſchrift durch den Beamten. 

Seite 4 bis 19: Formulare zu 8 Fahrzeitnachweiſen. 

Der Anhang enthält die die Fahrzeit und das Fahrzeitbuch für Küſtenfiſcher betreffenden 
Beſtimmungen. 

Es iſt zugleich weiterhin vereinbart und in einem Zuſatz im Anhange des Fahr⸗ 
zeitenbuchs unter V zum Ausdruck gebracht worden, daß bei der Zulaſſung als Beſtmann 
und als Schiffer in der kleinen Hochſeefiſcherei, für welche keine „Seefahrzeit“ vorgeſchrieben 
iſt, auch die Fahrzeit innerhalb der Seegrenzen (§ 1 der Bekanntmachung vom 
10. November 1899 — Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich S. 380) als „Fahrzeit als Decksmann 
auf Seefiſchereifahrzeugen“ in vollem Umfange angerechnet werden ſoll, wenn die Fahrzeuge 
ihrer Bauart und Einrichtung nach ſeefähig ſind. 

Den Prüfungskommiſſionen für Schiffer auf kleiner Fahrt und auf Küſtenfahrt und 
den Seemannsämtern iſt dieſer Erlaß zur Beachtung bei Zulaſſungen zur Schifferprüfung 
und bei Anmuſterungen von Beſtmännern mitzuteilen. 


Im Auftrage. 
IIb 1663. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Anwendung des nordamerikauiſchen Einwanderungsgeſetzes auf abgemuſterte und 
eutlaufene Seeleute auf den Philippinen. 


Das amerikaniſche Einwanderungsgeſetz vom 3. März 1903, das auch für die 
Philippinen maßgebend iſt, findet nach neueren Beſtimmungen auch auf fremde Seeleute 
Anwendung, die von fremden Schiffen in amerikaniſchen Häfen abgemuſtert werden oder 
deſertieren. Demgemäß wird fortan für alle abgemuſterte und deſertierte fremde Seeleute 
von dem Schiffe, zu deſſen Beſatzung ſie gehörten, die auf 4 Dollar Gold erhöhte geſetz⸗ 
liche Kopfſteuer erhoben. Dem Zolldirektor in Manila werden von dem dortigen Kaiſerlich 
eee Konſul die amtlich bekannt gewordenen Abmuſterungs⸗ und Deſertionsfälle mit⸗ 
geteilt werden. 


— —— . . ſ— — 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchnugen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 5. März 1908. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Januar d. Is. (OMSL S. 24) wird hiermit zur 
Kenntnis gebracht, daß der Dampfkeſſelüberwachungsverein in Kattowitz den ſtaatlichen 
Gebührentarif für Unterſuchungen von Dampffäſſern angenommen hat, und daß die Er- 
hebung der Gebühren hiernach genehmigt wird. 

In Vertretung. 
III 2088. Dr. Richter. 


2. Arbeiterverſicherung. 
a) Unfallverſicherung. 
Betr. Uuẽfallverſicherung im Kleinbetriebe der Seeſchiffahrt und in der See- und Küſtenfiſcherei. 


Bekanntmachung. 

Die nach der Bekanntmachung vom 23. Januar 1903 (Amtliche Nachrichten des 
R. V. A. Seite 255), feſtgeſetzten Beiträge zur Deckung der Entſchädigungslaſten, welche 
durch die Ausdehnung der Unfallverſicherung auf die Kleinbetriebe der Seeſchiffahrt und 
auf die See- und Küſtenfiſcherei (§§ 152 ff. des See⸗Unfallverſicherungsgeſetzes) erwachſen, 
werden wie folgt abgeändert: 

Vom Beitragsjahr 1907 an iſt für jede erwerbstätige Perſon, welche in einem Betriebe 
der in den §§ 152, 153 des See.-Unfallverſicherungsgeſetzes bezeichneten Art beſchäftigt 
geweſen ift, ein Beitrag von 10,70 /, jährlich zu entrichten. 

Berlin, den 30. November 1907. 


Das Reichs⸗Verſicherungsamt. 
Abteilung für Unfallverſicherung. 


b) Invalidenverſicherung. 
Betr. Verfahren vor deu unteren Verwaltungsbehörden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin wees meno. eee 


Hinter Ziffer 18 der Anweiſung, betreffend das Verfahren vor den unteren Verwaltungs⸗ 
behörden (§§ 57—64 des Invalidenverſicherungsgeſetzes), vom 15. November 1904 (HMB. 
S. 466) iſt folgende Ziffer 18 a einzuſchalten: 

„Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger vernehmen zu 
laſſen, finden die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Ins⸗ 
beſondere iſt die untere Verwaltungsbehörde befugt, gegen Zeugen und Sachverſtändige, 
welche ſich nicht oder nicht rechtzeitig zu den mündlichen Verhandlungen einfinden, oder ihre 
Ausſage ohne Angabe eines Grundes oder, nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig 
für unerheblich erklärt iſt, verweigern, eine Geldſtrafe bis zu 300 feſtzuſetzen. Kommt 
die Verhängung oder Vollſtreckung von Zwangsmaßregeln in Frage, ſo iſt um dieſe das 
Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen oder Sachverſtändigen ihren Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. Auf Militärperſonen, welche 
dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehören, finden die Vorſchriften des § 380 
Abſ. 4, § 390 Abſ. 4, § 409 Abi. 3 der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

Gegen die Anordnungen der unteren Verwaltungsbehörde findet binnen einer Friſt 
von zwei Wochen nach deren Zuſtellung die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde 
ſtatt, die endgültig entſcheidet; die Beſchwerde iſt ſchriftlich bei der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde einzulegen. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung für das Verhalten des Zeugen 
oder Sachverſtändigen, ſo ſind die getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben. 
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Die von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Strafen werden in derſelben 
Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben und fließen in die Kaſſe der Verſicherungsanſtalt.“ 
Sie wollen dieje Beſtimmung durch das Regierungsamtsblatt veröffentlichen und je 
einen Abdruck den unteren Verwaltungsbehörden aushändigen. Die erforderliche Zahl 
Überexemplare iſt beigefügt. 
III 2072. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Kühlzellen in einem öffentlichen Schlachthanſe können an Privatperjonen nicht vermietet und 


müſſen den zur Benutzung des Schlachthauſes berechtigten Schlächtern zugänglich gemacht werdeu. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, II. Senat, vom uni 1907. 
Der Magiſtrat in N. beſchloß am 19. September 1906, „der Aufforderung des 
Herrn Regierungspräſidenten, betreffend die Aufhebung des Beſchluſſes der Okonomie⸗ 
deputation vom 9. April d. Is., nicht nachzukommen, vielmehr wurde der Beſchluß der 
Unterkommiſſion vom 14. d. Mts. genehmigt und demgemäß jener Beſchluß der Okonomie⸗ 
deputation ausdrücklich gebilligt. Demzufolge ſoll die Schlacht⸗ und Viehhofdeputation 
angewieſen werden, nach dieſem Beſchluß auch in Zukunft zu verfahren.“ Der in dieſem 
Magiſtratsbeſchluß genehmigte Beſchluß der Magiſtratskommiſſion vom 14. d. Mets. lautet: 
„Die Stadtgemeinde N., vertreten durch die in dieſem Jahre neu gebildete Schlacht⸗ 
und Viehhofdeputation, hat für die ſommerliche Kühlperiode des Kalenderfahrs 1906 an 
verſchiedene Mieter die einzelnen Zellen der Kühlhalle auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe zu 
N. gegen einen beſtimmten Mietszins durch formularmäßig ſchriftliche Verträge vermietet.“ 
Der Abſatz 2 und der erſte Satz des Abſatzes 3 des § 4 dieſer Verträge lautet: 
„Mieter verpflichtet ſich, kein von außerhalb nach N. eingeführtes friſches Fleiſch, 
mag dasſelbe von einem approbierten Tierarzt unterſucht ſein oder nicht, in N. feil zu 
bieten oder zu verarbeiten. Falls Mieter gegen vorſtehende Beſtimmung verſtoßen oder 
dem Vertrieb auswärts geſchlachteten Fleiſches innerhalb des Stadtbezirks Vorſchub leiſten 
ſollte, ſo wird er ſofort unter Aufhebung dieſes Vertrags von der weiteren Benutzung des 
Kühlhauſes ausgeſchloſſen.“ 
Die Formulierung dieſer Beſtimmungen des § 4 des Vertragsformulars beruht auf 
einem Beſchluſſe der vor der Bildung der Schlacht- und Viehhofdeputation für die Ver⸗ 


waltung des Schlachthofs zuſtändig geweſenen Ofonomiedeputation vom 9. April 1906, 
laut deſſen mit den betreffenden, von der Okonomiedeputation im einzelnen namentlich 
akzeptierten Mietsluſtigen eben nur unter dieſen Bedingungen für die ſommerliche Kühl⸗ 
periode des Jahres 1906 kontrahiert werden ſollte. 

Der Magiſtrat erklärt fich außerſtande, dieſen durch Abſchluß der betreffenden Ver- 
träge bereits vollſtändig ausgeführten Beſchluß der Okonomiedeputation aufzuheben, und 
erklärt ferner, daß er dieſen Beſchluß der Okonomiedeputation ausdrücklich billige und weiſt 
ioh Schlacht⸗ und Viehhofdeputation an, nach dieſem Beſchluß auch in Zukunft zu ver⸗ 
apren. 

Dieſen Beſchluß beanſtandete der Beklagte durch Verfügung vom 22. September 1906, 
in der er zugleich die vorſtehend wiedergegebenen Beſtimmungen des Abſatzes 2 und des 
erſten Satzes des Abſatzes 3 des § 4 der bereits beſtehenden Kühlzellenmietsverträge außer 
Kraft ſetzte. Zur Begründung nahm er Bezug auf die Ausführungen der an den Magiſtrat 
Bias Verfügung des Regierungspräſidenten zu N. vom 31. Auguſt 1906, welche 
autet: 

„Die Kühlhalle des ſtädtiſchen Schlachthofs iſt ein integrierender Teil dieſer Anlage 
(vergl. Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band XXXXIII Seite 33). Von 
dieſem Standpunkte iſt auch der Magiſtrat bei Bemeſſung der Schlachthausgebühren aus⸗ 
gegangen. Hieraus ergibt ſich aber, daß den Schlächtern die auf Grund des eingeführten 
Schlachthofzwanges in dem ſtädtiſchen Schlachthofe zu ſchlachten und durch die zu ent⸗ 
richtenden Gebühren zur Unterhaltung der Kühlhalle beizutragen genötigt ſind, deren Be⸗ 
nutzung nicht durch Bedingungen geſchmälert werden darf, die den Rahmen der Geſetze 
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Wenn ſich auch darüber ſtreiten läßt, ob die Aufbewahrung des Fleiſches ſolcher 
Tiere, die nicht auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe geſchlachtet ſind, in deſſen Kühlhalle ver⸗ 
boten werden darf, ſo kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß ein Verbot an die 
Mieter der Kühlzellen, auswärts geſchlachtetes Fleiſch überhaupt feil zu halten oder zu 
verarbeiten, einen unzuläſſigen Eingriff in die geſetzlich gewährleiſtete Gewerbefreiheit und 
einen ebenſo unzuläſſigen Eingriff auf die geſetzlich beſtimmte ſog. Freizügigkeit des Fleiſches 
darſtellt. 

Der Beſchluß der Okonomiedeputation des Magiſtrats, Kühlzellen des ſtädtiſchen 
Schlachthofs nur an ſolche Schlächter zu vermieten, die ſich verpflichten, kein auswärts 
geſchlachtetes Fleiſch, mag es von einem approbierten Tierarzt unterſucht ſein oder nicht, 
feil zu bieten oder zu verarbeiten, iſt deshalb geſetzwidrig. 

Den Magiſtrat fordere ich daher auf, dieſen Beſchluß der Deputation alsbald außer 
Kraft zu ſetzen. Sollte der Magiſtrat wider Erwarten dieſen Beſchluß aufrecht erhalten, 
ſo weiſe ich den Herrn Oberbürgermeiſter hiermit auf Grund des § 15 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes an, den Beſchluß des Magiſtrats und damit denjenigen der Deputation als geſetz⸗ 
widrig mit aufſchiebender Wirkung ſofort zu beanſtanden.“ 

Der Magiſtrat erhob Klage mit dem Antrage, die Beanſtandungsverfügung aufzu⸗ 
heben. Der Vorderrichter wies die Klage zurück. 

Dagegen legte der Kläger Berufung mit dem Antrag ein, unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils nach dem Klageantrage zu erkennen. 

Der Beklagte beantragte die Zurückweiſung der Berufung. 

Bei dieſer Sachlage war, wie geſchehen, zu erkennen. 

1. Nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts unterliegen nur ſolche Beſchlüſſe 
der Beanſtandung, die, wenn ſie unangefochten bleiben, eine poſitive Wirkung äußern. 
Die poſitive Wirkung des hier beanſtandeten Beſchluſſes iſt darin zu finden, daß nach ihm 
die Schlacht⸗ und Viehhofdeputation die Verträge über die Überlaſſung von Kühlzellen 
nach dem bisher üblichen Muſter aufzuſtellen, in ihnen alſo auch die Beſtimmung aufzu⸗ 
nehmen hat, daß der „Mieter“ einer Kühlzelle von deren Benutzung ſofort auszuſchließen 
iſt, falls er von außerhalb nach N. eingeführtes friſches Fleiſch in N. feilbieten oder ver⸗ 
arbeiten ſollte. Dadurch iſt eine in allen künftigen Fällen von der Schlacht- und Viehhof⸗ 
deputation zu beachtende Regel aufgeſtellt und dem Beſchluſſe des Magiſtrats eine dauernde 
Rechtswirkung gegeben. Der Weg der Beanſtaudung ſtand alſo offen. 

2. Beide Teile gehen davon aus, daß die Kühlzellen des Schlachthauſes in N. durch 
Vertrag den Schlächtern zur Benutzung überlaſſen werden können. Darin aber kann ihnen 
der Gerichtshof nicht beitreten. Er hat in einer Entſcheidung vom 16. November 1906 — 
II C. 26. 06 — folgendes ausgeführt: „Unter Schlachthäuſer im Sinne der Geſetze vom 
18. März 1868 und 9. März 1881 ſind zu verſtehen Anlagen, welche dem Schlachten von 
Vieh und gewiſſen mit dem Schlachten in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehenden Ver⸗ 
richtungen dienen. Welche Verrichtungen unmittelbar mit dem Schlachten im Zuſammen⸗ 
Hange ſtehen, jagt das Geſetz nicht und kann es nicht jagen, weil das je nach den Umſtänden 
verſchieden ift, fich auch im Laufe der Zeiten, unter anderem durch den Wandel der hygieniſchen 
Anſchauungen und der damit im Zuſammenhange ſtehenden polizeilichen Forderungen ändert. 
Die Beantwortung der Frage richtet ſich alſo nach den Verhältniſſen und wird verſchieden 
ausfallen je nach der Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe und polizeilichen Anforde⸗ 
rungen. Das Kühlen des Fleiſches iſt grundſätzlich als eine Verrichtung anzuerkennen, 
welche mit dem Schlachten in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen kann und alsdann von 
der Gemeinde in den Betrieb ihres Schlachthauſes einbezogen werden darf. Aber auch da, 
wo ſolches zutrifft, müſſen doch die Kühlanlagen, um noch als ein Teil der Schlachthaus⸗ 
anlage gelten zu können, ſich dem Rahmen des Schlachthauſes einfügen, ſich nach Ort und 
Umfang dem Schlachthausbetriebe beſtimmungsgemäß unterordnen. Gehen ſie darauf aus, 
in erheblichem Maße noch anderen Zwecken als denen des Schlachthauſes zu dienen, ſo 
werden ſie dadurch leicht die Eigenſchaft als Zubehör des Schlachthauſes verlieren, und das 
kann ſelbſt dann eintreten, wenn das Schlachthaus auf ihre Benutzung angewieſen iſt.“ 
Im vorliegenden Falle hat der Gerichtshof in Übereinſtimmung mit dem Vorderrichter für 
feſtgeſtellt erachtet, daß das N.er Kühlhaus im unmittelbaren Zuſammenhange mit dem 
dortigen Schlachthauſe ſteht, und daß ſeine Einrichtung ſich im Rahmen des Schlachthauſes 
hält. In dem Anlagekapital für das Schlachthaus iſt auch das für die Kühlzellen enthalten. 
Die Einnahmen aus dem Schlachthauſe und den Kühlzellen erreichen nicht 8 des Anlage⸗ 
kapitals. Das Kühlhaus und die Schlachthausanlage werden einheitlich verwaltet, und das 
Kühlhaus bildet einen Beſtandteil der ganzen Schlachthausanlage. Danach iſt die Einheit 
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zwiſchen Schlacht⸗ und Kühlhaus zu bejahen. Daraus aber folgt weiter, daß den zur 
Benutzung des Schlachthauſes berechtigten Schlächtern auch die Kühlzellen nicht 
vorenthalten werden dürfen, und daß der Magiſtrat von ihnen für die Benutzung 
der Kühlzellen nur diejenigen öffentlich-rechtlichen Abgaben (Gebühren) fordern 
kann, die das Geſetz für die Benutzung der Schlachthäuſer eingeführt hat, und 
deren Höhe innerhalb der geſetzlichen Grenze von der Gemeinde feſtzuſetzen iſt. 
Der Weg der privatrechtlichen Regelung iſt hiernach nicht gegeben. Zuläſſig wäre 
es nur, Kühlzellen, die für den Schlachthausbetrieb entbehrlich ſind, durch Vermietung 
anderweitig wirtſchaftlich auszunutzen, um eine ſolche Ausnutzung aber handelt es ſich 
hier nicht. 

Der Magiſtrat hat nun in dem angefochtenen Beſchluſſe ſeinem Willen Ausdruck ge- 
geben, daß wie bisher, ſo auch ferner den Schlächtern die Kühlzellen nur auf Grund eines 
privatrechtlichen Abkommens zur Benutzung überlaſſen werden ſollen. Inſoweit war jener 
Beſchluß rechtswidrig und die Beanſtandung begründet. Es bedarf daher keiner Ent- 
ſcheidung, ob, wenn die privatrechtliche Regelung zuläſſig, die Aufnahme der beanſtandeten 
Beſtimmung in die Vertragsurkunde unzuläſſig wäre. Der Magiſtratsbeſchluß iſt ſchon 
deshalb rechtswidrig, weil er von der Zuläſſigkeit der privatrechtlichen Regelung ausgeht. 

3. Der Beklagte hat ſich in ſeiner Verfügung vom 22. September 1906 nicht auf die 
Anfechtung des Magiſtratsbeſchluſſes beſchränkt, ſondern auch Beſtimmungen in bereits ab- 
geſchloſſenen Verträgen außer Kraft geſetzt. Darin iſt eine durch Klage anfechtbare Beanſtan⸗ 
dung nicht zu erblicken. Dem Eingriffe in die durch die Verträge begründeten Rechtsver⸗ 
hältniſſe kann nur durch Anrufen der Aufſichtsbehörde begegnet werden. Eine Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren iſt hiergegen nicht gegeben. 

Der Vorderrichter hat die Klage, wenn auch aus anderen Gründen, zurückgewieſen. 

Die Berufung konnte deshalb keinen Erfolg haben. 
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